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Betrifft 

Entwurf elnes FuttermittelgeseLzes; Ste11ungna.hllle 

Die Nö Landesregierung beehrt sich zum Entwurf eines Futter­

mittelgesetzes wie folgt stellung zu nehmen: 

Die NÖ Landesregiprung llegrüßt die Absicht, die futtermittel recht­

lichen Vorschriften den heutigen Anforderungen dnzupassen. So 

trägt der vorJiegende Entwurf auch der Notwen(iigkeit Rechnung, 

neben den für diese Materie erforderlichen Wettbewerbsregelllngen 

auch den Schutz der Gesundheit der Tiere und des Menschen sowie 

des gesamten ökologischen Systems zu sichern. Angesichts der 

fortschreitenden Integration der europäischerl staaten erscheint 

es auch sinnvoll und notwendig, ein derarti ges Gesetz soweit wie 

mögl ich den futterlllittelrechtl iehen Regelu lI (j en anderer 

europä ische r 1,;1 nde r , vor all em j enen der EG, anzug 1t� ichpn. 

In den Ab s chnit ten 3 (Bestimmungen für Betriebe), 4 (über­

wachung), 5 (Strafbestimmungen) und 6 (Sicherungsmaßnahmen) 

sollen Zuständigkeiten des Landeshauptmannes bzw. der Bezirksver­

waltungsbehörden gegenüber der bisherigen Gesetzeslage teils neu 

begründe1_, teils erweitert werden. Es wird angenommen, daß der 

Voll zug dieser nellen Bestimmungen zu f'_lnem erhöhten Sach- und zu 

einem vermehrten Personala ufwa nd bei den betrofffenen Ldndes­

dienststellen führen wird. Für den Fall, daß dieser zusätzliche 

Aufwand eine nennenswerte Höhe erreichen sollte, müßte dieser 

zusätzliche Aufwand a uch durch den Bund abgegolten werden. 
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Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zum Abschnitt I: 

1. Zu § 1: 

Die Zielvorqabe nach Z. 1 sollte auf d ie Versorgung de r Tiere 

(anstelle der tlerischen Produktion) mit Futtermittel n ab­

sLellen; dadurch würde auch wegen der in § 2 Abs. 7 enthalte­

nen Definition eine eindeutige Abgrenzung dieser Ziel vorgabe 

ermöglicht. 

Wenn schon die Erläuterungen auf eine Wertung der Ziele 

hinweisen, müßte wohl der Schutz der Gesundheit von Menschen 

vor die Versorgungssicherung mit Futtermitteln gereiht werden. 

2. Zu § 2: 

In Abs. 1 s ollte es richtig " • • . .  tierische Erzeugnisse i� 

natürlichem Zustand . . • .  " lauten. Anstelle des Wortes " Tier--

ernährung" sollten die Worte " Ernährung der Tiere" treten. Für 

die Abs. 2 bis 4 wird folgende Forml1lierung vorgeschlagen: 

"(2) Alleinfuttermittel sind Mischfuttermittel, die allein den 

täglichen Nahrungsbedarf der Tiere mit Ausnahme von 

Wass er zu decken vermögen. 

(3) Ergänzungsfuttermittel sind Mischfuttermittel, die in 

Ergänzllng anderer Futtermittel den täglichen Nahrungsbe­

darf der Tiere mit Ausnahme von Wasser zu decken vermögen. 

(4 ) Täglicher Nahrungsbedarf ist die Menge an Futtermitteln, 

die ein Tier einer bestimmten Art, Altersklasse und 

Leistung mit Ausnahme von Was ser durchschnittlich täglich 

zur Deckung seines Nahrungsbedarfes benötigt. " 
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Der Entwut'f läßt in d""n Definitionen deli BecLirf an Weisset­

unberücksichtigt . Durch die VernachlässiglHJI] ch·s Wdsserbe­

dat'f(:� s würde duch das Trinkwasser (h·-t' 1'i.��re dern Futtenllittf:-I­

ges etz unterliegen; dafür dürft e aber k(,lne Notwelldigkeit 

bestehen. 

Wei ters dür [t,· ch:'l" Rf�LUg auf e�nen besti. mnlten Ff:�ucht igkej tsge­

halt in Abs. 4 entbehrlich sein. 

In Abs. 5 sollte neben der tierischen Erzeugung auch die 

tierischen Erzeugnisse genannt werden, da auch di e  Beeinflus­

sung tierischer Erzeugn isse vorn Schutzzweck dieses Gesetzes 

umfaßt sein soll te (z. 8. Dutterfarbstofff') . Der weitere Teil 

des Satzes könnte entfallen, da derartigt� Zubereitungen 

unbekannt sind. 

Die Definitionen des Abs. 7 und 8 sind 111 dieser Form unbe­

friedig end. Sie sind außerdem u nklar, da in dieser Form Abs. 8 

überflüssig wäre. Nach Abs. 7 genügt bereits das Füt tern UND 

Halten von Tieren, um von der Definitiofl erfaßt zu sein, sodaß 

tatsächlich kein Unterschied zwischen "Tieren" u nd " Heim­

tieren " bestehen könnte. Die Absicht dürfte aber sein, 

zwi schen Tieren, die de r Produkti on von Lebensmit t.e 1 n dienen 

(domestiziert oder wildlebend), und solchen, dic� cHIS andpren 

Gründen von Menschen gehalten und gefüttert werden, 211 

unte rscheiden. Demnach könnt e f 01 gende Fn nnu 1 i e r ung an d:i f-' 

Stelle der derzeitigen Abs. 7 und R tret en: 

"(7) Nutztiere sind Tiere, die der ErzpuglHlg von Lebensmitteln 

dienen. " (darunter wären auch Milchkühe, Legehennen und 

Wild zu verstehen). 

" (  8) Heimtiere sind Tiere, die übl j ('h('rwpisf� von Mf-'nschen 

geha 1 ten und gefüttert werden, abe t- TI icht der Er :t.engung 

von Lebensmitteln dienen. " 
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Bei der Ausnahme der Pel zt iere l.m Entwurf ist unkla r, ob Sle 

nur keine Heimtiere darstellen sollen, wohl aber Tiere gemäH 

ALs. 7 oder auch vom Tierbegriff des Abs. 7 a usgenommen sein 

sollen. 

3. Zu § 4: 

Zu Abs. 1 und 2 fällt a uf, daß nach Abs. 2 a uch das Verfüt tern 

verboten sein soll, während dies bei den in ALs. 1 angeführ­

ten, zumindest gleich gefährlichen Mängeln (wie z.B. Z. 2), 

nicht normiert werden soll. Darüber hinaus sollte das Inver­

kehrbringen oder das Verfüttern a lternativ - und nicht wie im 

Entwurf kumulativ - verboten werden. 

Abs. 1 Z. 2 wirft die Frage auf, ob nicht a nstelle des bisher 

an sich ungebräuchlichen Begriffes "tierische Gesundheit" der 

Begriff "Gesundheit von Tieren (und Menschen) " einheitlich im 

gesamten Entwurf verwendet werden sollte. 

Zu Abs. 2 Z. 5 wird a ngeregt, Regelungen über die radioaktive 

Kontamination weiterhin im Strahlenschutzgesetz zu belassen. 

§ 38 des Strahlenschutzgesetzes bildete bisher die einheit­

liche Grundlage für rasche und dem jeweiligen Anlaßfall 

a ngepaßte Regelungen. 

§ 4 Abs. 4 sollte ersatzlos gestrichen werden, da diese Be­

stimmung nach den bisherigen Erfahrungen unüberprüfhar ist. 

Soferne überhaupt ein planmäßiges Ausnützen der Toleranzgren­

zen möglich ist, dürften dera rtige Toleranzgrenzen gar nicht 

festgelegt werden, da dann die Voraussetzung der Unvermeidbar­

keit nicht mehr gegeben sein dürfte. 

4.  Zu § 5 Abs. 2: 

Der im zweiten Satz enthdltene Begriff "Behebung " sollte durch 

den Begriff "Heilung" in übereinstimmung mit dem ersten Sat.z 

ersetzt werden. 
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5. Zu § 7 Aba. 1: 

Die in der Z. 5 geforderte Angabe des Namens und der Anschrift 

des Erzeugers dürfte gerade bei Einzelfllttermitteln, wie z. B. 

Getreide oder Mais, in der Praxis kaum möglich sein. Es sollte 

daher bei der Formulierung dieser Bestimmung auf djesen 

Umstand Bedacht genommen werden. 

6. Zu § 8 Abs. 5: 

Die im zweiten Satz beabsichtigte Vorgangsweisp, wOilach der 

Zulassungsantrag bei der Landwirtschaftlich-chemischen Bundes­

anstalt in Wien einzubringen ist, ist im Hinblick auf die 

Entscheidungspflicht des Bundesministers problematisch, da die 

Bundesanstdlt keinen Behördencharakter hat und ni<!ht klarge­

stellt ist, ob der Zeitraum für die Erstellung des Gutachtens 

in die Entscheidungsfrist einzurechnen ist. 

7. Zu § 9 Abs. 2: 

Der hier verwendete Begriff "Haustiere " deckt sich nicht mit 

§ 2, wo nur "Tiere" und "Heimtiere" definiert werden. Auch 

hier wird besonders deutlich, daß durch die Definitionen im 

§ 2 Abs. 7 und 8 Wildtiere nicht erfaßt sind und daher Misch­

futtermittel filr die Wildfütterung der beabsichtigten Regelung 

nicht unterliegen. 

8 .  Zu § 10: 

Der in Abs. 2 Z. 4 verwendete Begriff "Futterblock " ist nicht 

definiert und auch in der Fachsprache nicht eindeutig. Wegen 

des Ausnahmecharakters dieser Bestimmung sollte ihr Inhalt 

eindeutig bestimmbar sein. 

9. Zu § 14 Abs. 1: 

In diesem Absatz würde praktisch ein Monopol zugunsten staat­

licher Anstalten geschaffen, ohne daß aber die Erläuterungen 

hiezu eine sachliche Rechtfertigung für den AusschlUß j eder 

anderen Anstalt anführen. So läßt diese Formulierung offen, ob 

sie auch für AnstaJten der Länder gilt. Es sollte daher neben 
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den sL'latlic�hen Anstctlt�en auc�h d nden� Anstalt en das Rec�ht 

erhalten, Futtermittel fUr Versuchszwe�ke zuyelassen zu 

erhalten. Die dann ebenfalls erforderliche wissenschaftliche 

Leitung und Aufsicht würde in sachgerechter Weise die Abgren­

zung gewährleisten. 

10. Zu § 15 Abs. 2: 

über die beabsichtigte Zusanunensetzung hi tldUS sollte der 

Futtermittelkommission auch ein Vertreter der "I,ebensmittel­

verwaltung" lInd ein Vertreter aus dem Kreis der Kontrollorgane 

angehören. Dadurch würden sowohl die Erfahrungen bei der über­

wachung des Futtermittelgesetzes als auch des Lebensmittelge­

setzes von der Kommission in optimaler Weise genützt werden 

können. 

1]. Zu § ]6 Abs. 3 und 9: 

Nach diesen Bestimmungen ist die Einfuhr von FuLt_ermi tteln dem 

für den Bestimmungsort zuständigen Landeshauptmann hzw. dem 

nach dem Wahrnehmungsort der Zollorgane zust�ndigen Landes­

hauptmann mitzuteilen. Nach S 20 Abs. 1 des Entwurfes soll 

hingegen nur die überwachung der Einhaltung der Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der Einfuhr dem Landeshaupt­

mann obliegen. Es erhebt sich daher die Frage, wofür hier eine 

MitteilungspfJicht an den Landeshauptmann vorgesehen werden 

soll. Soferne über den bloßen Informationswert für die Futter­

mittelkontrolle hinaus diese Mitt eilung Anlaß fUr die Setzung 

von Maßnahmen sein soll, würde einem derartigen Einschreiten 

die Ausnahme in § 20 Abs. 1 entgegenstehen. 

12. Zu § 19: 

Nach Abs. 1 soll für dif� Het"st:elllHl<:J und ddS Inverkehrbringen 

"best immt_er Einzel futtermi t te I" eine Me 1 depf] ich t normi ert_ 

werden, ohne daß klargestellt ist, welche Einzelfuttermittel 

diese Meldepflicht begründen. Der in den Erläuterungen enthal­

tene Hinweis auf die Verordnung nach § 6 Abs. 5 dürfte nicht 

greifen, da diese Verordnungsermächtigllng keine Rechtsgrund-
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ldge für eine derdrtige Bestimmung dbzugt'bell vermag. Da 

bereits die Herstellung für Erwerbszwecke die Meldepflicht 

begründen soll, würde auch jeder Landwirt, der nur eigene 

Produkte (Einzelfuttermittel) verfüttert, von (lieser Melde­

pflicht erfaßt werden. Gleiches gilt für die Aufzeichnungs­

pflicht nach Abs. 3. In dieser Tragweite dürfte diese Regelung 

zu weit: gehen. 

13. Zu § 20: 

Der in Abs. 2 Z. 4 verwendete Begriff einer " Kontrollprobe" 

müßte im Gegensatz zu einer " Probe" definiert werden. 

14. Zu § 21: 

§ 2] enthält keine Bestimmung, wonach im Falle eines Widerstan­

des di f:" Or9drl\� des Cif fen t 1 i chen Siehe rhe i t sdi (�nstes die Organe 

der F'uttermittelkontrolle zu unterstützen haben. Aufgrund der 

Erfahrungen im Bereich der Lebensmittelkontrolle sollte auch 

den F'uttermittelkontrollorganen diese notwendige Unterstützung 

gewährt und die Befugnisse der Organe des öffentlichen Sicher­

heitsdienstes festgeschrieben werden. 

15. Zu § 22 Abs. 2 und 4: 

Im letzten Satz des Abs. 2 sollte klargestellt werden, was 

unter dem Begriff " Angaben über die Untersuchung (Firmen­

stempel ) " zu verstehen ist. 

In Abs. 4 sollte analog zum Lebensmittelgeset z  1975 und in 

übereinstimmung mit Abs. 5 anstelle einer Niederschrift ein 

Probenbegleitschreihen vorgesehen werden. 

16. Zu § 23: 

Die in Abs. 1 Z. 2 normiert_en Auskünfte über die Abnehmer der 

Waren setzen voraus, daß tatsächlich derartige Aufzeichnungen 

vorhanden sind. Um dieser Verpflichtung entsprechen 7U können, 

müßte n�mlich jeder Abnehmer nicht nur seine Identität nach­

weisen, sondern der Verk;�ufer auch noch allenfalls sogar 
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chargenweise s,:,lektierbdre Aufzeichnungen iiber die Abn ehmer 

führen . Ferner soll te Abs. 1 Z. 5 nur duf im Ret ci .• ,·b vorhdn­

dene Geräte abstellen. 

1 7 .  Zu § 24 Ahs. ]: 

Die in der Z. 3 enthaltene Ermächtigung dürfte mangels ihrer 

Bestimmtheit dem Art. 18 Ahs. 1 B-VG widersprechen. ER wird 

daher angeregt, die "schweren Verstöße " dllrch Angabe der ver­

letzten Gesetzesstellen zu präzisieren. 

18. Zu § 27 Abs. 2: 

Da die Futtermittelkontrolle dem Landeshauptmanrl zukommen 

soll, müßte hier auch auf die Reisegebührenvorschriften der 

Ländf'r Bedacht genommen 'werden. 

Dem Präsidium des Na t ional rates werden u. e. 25 Ausfert.igungen 

dieser Stellungnahme übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

L u d  w i g 

Landeshallptmann 

.. 
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LAD-VO-6029/3 

1 .  An das Pr;isidium des Nationalrates (25-fach) 

2. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 
des Bundt':'srates 

3 .  an alle Ämter der Landesregierungen 
(zu Banden des Herrn Landesamtsdirektorsl 

4 .  an die Verbindungsstelle der Bundesländ(�r 

zur gefälligen Kenntnjsnahme 

Für die Richtigkeit 

Nö Landesregierung 

L u d  w j g 

Landeshauptmdnn 
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